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Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

herzlichen Dank für die Einladung zu einem Fachgespräch zu dem Regie-

rungsentwurf des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2010/73/EU und 

Änderung des Börsengesetzes. 

 

Der BVI und die von ihm vertretenden Investmentgesellschaften sind als 

Produktanbieter von der Prospektrichtlinie nicht direkt betroffen. Das Wert-

papierprospektgesetz findet keine Anwendung auf Anteile oder Aktien einer 

Kapitalanlagegesellschaft bzw. Investmentaktiengesellschaft. Diese Aus-

nahme ist ausdrücklich in § 1 Abs. 2 Nr. 1 WpPG festgehalten. Das Invest-

mentgesetz als Spezialgesetz stellt in den jeweiligen Vorschriften eigene 

Anforderungen an einen Verkaufsprospekt und wesentliche Anlegerinforma-

tionen auf. 

 

Investmentgesellschaften repräsentieren mit einem verwalteten Vermögen 

von 1,8 Bio. € die Nachfrage, die sogenannte Buy-Side, und stellen eine der 

größten Anlegergruppen am hiesigen Kapitalmarkt dar. Insofern begrüßen 

wir aus Anlegersicht Anpassungen nationaler Vorschriften an das europäi-

sche Recht, die zu einer weiteren Vereinheitlichung der Rahmenbedingun-

gen des Binnenmarktes führen. Wesentlich im Kapitalmarktumfeld sind auch 

unbürokratische Prozesse und die Vermeidung unnötiger Kosten, selbstre-

dend bei Wahrung des Anlegerschutzgedankens. 
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Die geplanten Regelungen zur Zusammenfassung des Prospekts in Art. 1 

Nr. 6 des Gesetzesentwurfs (§ 5 WpPG-E) greifen den Gedanken der „we-

sentlichen Anlegerinformationen“ (Key Investor Information) aus der europä-

ischen Investmentfondsrichtlinie (UCITS-Richtlinie) auf. Auch dort werden 

Schlüsselinformationen über das angebotene Produkt in einem einheitlichen 

Format (Key Information Document – KID) verlangt. Sie sollen ebenfalls wie 

das KID dem Anleger einen ersten Überblick über die für die Anlageent-

scheidung wesentlichen Informationen verschaffen. Dabei greift die Aufzäh-

lung in § 5 Abs. 2a WpHG-E wesentliche Inhalte der EU-Regulierung zu KID 

auf. Ziel ist erklärtermaßen die standardisierte Darstellung wichtiger Informa-

tionen in einem einheitlichen Format, das die Vergleichbarkeit mit den ent-

sprechenden Informationen zu ähnlichen Produkten gewährleistet. 

 

Die deutsche Investmentbranche begrüßt den regulatorischen Trend zu bes-

serer Vergleichbarkeit konkurrierender Anlageprodukte. Die Änderungsricht-

linie – und mit ihr der vorliegende Gesetzesentwurf – stellen einen wichtigen 

Schritt in die richtige Richtung dar.  

 

Allerdings wird durch diese Maßnahmen noch keine flächendeckende Ver-

gleichbarkeit über unterschiedliche Produktgattungen hinweg erreicht. Die 

Qualität und Vergleichbarkeit der Produktinformation über ein bestimmtes 

Anlageprodukt darf nicht in Abhängigkeit von der rechtlichen „Verpackung“, 

sei es als prospektpflichtiges Wertpapier, als Investmentanteil oder als Ver-

sicherungsvertrag, variieren. Auch die bereits gesetzlich verankerten Infor-

mationsblätter gemäß § 31 Abs. 3a WpHG lösen das Problem nicht, da sich 

diese Vorschrift nur auf Beratung zu Finanzinstrumenten bezieht. 

 

Die EU-Kommission hat das Problem erkannt und für die kommenden Mona-

te einen Legislativvorschlag für „Anlageprodukte für Kleinanleger“ (packaged 

retail investment products – PRIPs) angekündigt, mit dem einheitliche Pro-

dukttransparenz und Vertriebsvorschriften für alle konkurrierenden Anlage-

produkte geschaffen werden sollen. Wir gehen davon aus, dass dadurch 

neuerliche Gesetzesänderungen auf nationaler Ebene erforderlich werden. 

 

Wir freuen uns auf einen interessanten Gedankenaustausch. 
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Mit freundlichen Grüßen 

 

    
Christa Franke Marcus Mecklenburg 

 

 
 


